Übersicht über Steueränderungen 2010

	Sachverhalt
	Norm
	Erläuterung
	Inkrafttreten
	Ändergs.gesetz

	Arbeitnehmer-sparzulage
	§§ 14 Abs. 4 Satz 2, 17 Abs. 10 VermBG
	Die Frist für den Antrag wird an den allgemeinen Zeitraum für die Antragsveranlagung bei Arbeitnehmern angeglichen. Dadurch erfolgt eine Verlängerung von 2 auf 4 Jahre
	Nach 2006 angelegte VL
	Bürgerentlastungsgesetz Krankenversicherung 
vom 16.07.2009

	Auslandsrentner
	§ 49 Abs. 1 Nr. 7 und Nr. 10 
	Die Besteuerung der Renten wird auch im Rahmen der beschränkten Steuerpflicht und bei Zahlungen von ausländischen Kapitalanlagegesellschaften auf die nachgelagerte Besteuerung umgestellt.
	Ab 2010
	Gesetz zur Umsetzung steuerrechtlicher EU-Vorgaben sowie zur Änderung steuerlicher Vorschriften - Kabinettsbeschluss vom 16.12.2009

	Beschränkte Einkommensteuerpflicht
	§§ 1 Abs. 3, 1a EStG
	Der für den Antrag auf unbeschränkte Einkommensteuerpflicht unschädliche Betrag der nicht der deutschen Einkom-mensteuer unterliegenden Einkünfte beträgt aufgrund der Erhöhung des Grundfreibetrags 8.004 €
	AB 2010
	Gesetz zur
Sicherung von Beschäftigung und Stabilität in Deutschland
vom 2.3.2009

	Einkommensteuer
	§§ 32a EStG, 56 EStDV
	Der Grundfreibetrag steigt 2010 auf 8.004 €. Ab jedem Euro darüber greift der Eingangssteuersatz von 14%. Die Kurve bei der Einkommensteuer wird abgeflacht, indem die übrigen Tarifeckwerte um 330 € angehoben werden. Der Spitzensteuersatz von 42% gilt ab 2010 erst ab einem zu versteuernden Einkommen von 52.882 €. Die Reichensteuer mit 45% greift erst ab 250.730 €. Die Steuererklärungspflichten werden an den erhöhten Grundfreibetrag angepasst.
	AB 2010
	Gesetz zur 
Sicherung von
Beschäftigung und Stabilität
in Deutschland
vom 2.3.2009

	Faktorverfahren
	§ 39f EStG
	Anstatt der Steuerklasse III und V können beide Ehegatten auf Antrag die Steuerklasse IV erhalten, die um einen Faktor ergänzt wird. Dieser ermittelt sich aus dem Verhältnis der gemeinsamen Einkommensteuer und der Einkommensteuer bei Steuerklasse IV und berücksichtigt damit die steuermindernde Wirkung des Splittingverfahrens. Der Antrag auf Anwendung des Faktorverfahrens beim Finanzamt löst anschließend eine Pflichtveranlagung aus.
	Anwendung erstmals im Jahre 2010
	JStG 2009
vom 19.12.2008

	Riester-Sparen (1)
	§ 10a Abs. 2a, Abs. 5 EStG
	Der Sonderausgabenabzug für Riester-Beiträge ist nur noch möglich, wenn dem Anbieter gegenüber schriftlich ein-gewilligt wurde, dass dieser die Höhe der Sparrate unter Angabe der bundeseinheitlichen Steuernummern an eine zentrale Stelle übermitteln darf. Dafür entfällt die Abgabe der Anlage AV zur Einkommensteuererklärung. 
	Ab 2010
	Steuerbürokratieabbaugesetz vom 20.12.2008

	Riester-Sparen (2)
	§§ 10a, 79 - 99 EStG
	Die Förderung wird auf Personen im EU- und EWR-Ausland ausgeweitet, die in einem gesetzlichen inländ. Alterssicherungssystem pflichtversichert sind. 
Auf die Rückforderung der steuerlichen Riester-Förderung wird verzichtet, wenn der Zulageberechtigte ins EU-EWR-Ausland verzieht und die unbeschränkte Einkommensteuerpflicht endet. Eine Rückforderung erfolgt nur noch, wenn sich der Wohnsitz in Drittstaaten befindet, die Zulageberechtigung endet oder die Auszahlungsphase des Altersvorsorgevertrags begonnen hat.

Wohn-Riester gibt es auch für Immobilien im EU- und EWR-Ausland, sofern die begünstigte Wohnung die Hauptwohnung oder den Mittelpunkt der Lebensinteressen darstellt. Ferienhäuser sind weiterhin von der Förderung ausgeschlossen.
	Ab 2010
	Gesetz zur Umsetzung steuerrechtlicher EU-Vorgaben sowie zur Änderung steuerlicher Vorschriften
Kabinettsbeschluss
vom 16.12.2009

	Rürup-Rente
	§§ 10 Abs. 2 EStG, 5 Abs. 1 Nr. 18, 34 FVG, Art. 22a Alt-ZertG
	Für Altersvorsorgeaufwendungen bei Basisrentenverträgen wird ein Zertifizierungsverfahren eingeführt und auf Basis eines Vertragsmusters geprüft. Vom BZSt wird bindend festgelegt, ob Vorsorgeprodukte die Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 Nr. 2b EStG erfüllen und anzuerkennen sind.
	Ab 2010
	JStG 2009 
vom 19.12.2008

	Sachbezugswerte
	§ 8 Abs. 2 Satz 6 und 7 EStG
	Die amtlichen Sachbezugswerte werden bundeseinheitlich an die Entwicklung der Verbraucherpreise angepasst. Sie betragen für die freie Verpflegung monatlich 215 €, freie Unterkunft monatlich unverändert 204 €, Gesamtsachbezugswert 419 €, Frühstück je Monat/Mahlzeit 47/1,57 €,
Mittag-/Abendessen je Monat/Mahlzeit 84/2,80 €.
	Ab 2010
	Zweite Verordnung zur Änderung der Sozialversicherunsentgeldverordnung vom 19.10.2009

	Spenden
	§ 10b Abs. 1 EStG
	Spenden und Mitgliedsbeiträge zur För-derung steuerbegünstigter Zwecke kön-nen auch an Einrichtungen gehen, die in einem anderen EU- oder EWR-Staat belegen sind und von der Körperschafts steuer befreit wären, wenn sie inländische Einkünfte erzielen würden. Das ist der Fall, wenn sie nach ihrer Satzung und nach ihrer tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dienen.
	Offene Fälle 
	Gesetz zur Umsetzung steuerrechtlicher EU-Vorgaben sowie zur Änderung steuerlicher Vorschriften
Kabinettbeschluss
vom 16.12.2009

	Stiftungen
	§ 10b Abs. 1a EStG
	Zuwendungen in den Vermögensstock einer Stiftung zur Förderung steuerbegünstigter Zwecke können auch an Einrichtungen gehen, die in einem anderen EU- oder EWR-Staat belegen sind und von der Körperschaftssteuer befreit wären, wenn sie inländische Einkünfte erzielen würden.
	Offene Fälle, Voraussetzungen ab 2010
	Gesetz zur Umsetzung steuerrechtlicher EU-Vor-gaben sowie zur Änderung steuerlicher Vorschriften - Kabinettsbeschluss vom 16.12.2009

	Unterhalt
	§ 33a Abs. 1 EStG
	Die Höchstgrenze von 7.680 € für Einkünfte und Bezüge der unterhaltenden Person wird an den jeweils geltenden Grundfreibetrag angepasst. Damit steigt die Schwelle ab 2010 auf 8.004 € an. Darüber hinaus werden für den Unterstützten geleistete Beiträge für die Kranken- und Pflegepflichtversicherung zusätzlich berücksichtigt.
	Ab 2010
	Bürgerentlastungsgesetz, Krankenversicherung
vom 16.7.2009

	Vorsorge
	§ 10 EStG
	Beiträge zu einer Kranken- und Pflegeversicherung werden steuerlich berücksichtigt, soweit diese ein Leistungsniveau absichern, das im Wesentlichen der gesetzlichen Kranken- und der sozialen Pflegepflichtversicherung entspricht. Gesetzlich und privat Kranken. und Pflegeversicherte, ihre Ehepartner sowie ihre mitversicherten Kinder werden weit möglichst steuerlich gleichbehandelt. Darüber hinaus können privat Krankenversicherte erstmals die Beiträge für ihre mitversicherten Kinder in die-sem Umfang steuerlich vollständig absetzen. Der heutige Sonderaugabenabzug für alle sonstigen Vorsorgeaufwendungen neben Aufwendungen für die Altersvorsorge wird in einen Sonderaus-gabenabzug für Kranken- und Pflegepflichtversicherungsbeiträge umgestellt. Breits im Lohnsteuerabzugsverfahren werden die als Sonderaugaben abziehbaren Beiträge berücksichtigt, bei gesetzlich versicherten Arbeitnehmern in pauschalierter Form. Für sonstige Vorsorgeaufwendungen wird das bisherige Abzugsvolumen ab 2010 jeweils um 400 € auf 1.900/2.800 € erhöht. Diese Beiträge sind bis zu dieser Höhe in je-dem Fall voll abziehbar. Die Beiträge privat versicherter Arbeitnehmer zur Kranken- und Pflegepflichtversicherung werden in einer ELSTAM-Datenbank gesammelt und können dort vom Arbeitgeber abgerufen und berücksichtig werden.
	Ab 2010
	Bürgerentlastungsgesetz Krankenversicherung
vom 16.7.2009

	Vorsorgepauschale
	§§ 10c, 39b EStG
	Im Rahmen der Veranlagung entfällt der Abzug einer Vorsorgepauschale, weil nur noch die tatsächlich geleisteten Vor-sorgeaufwendungen berücksichtigt werden. Daher wird § 10c EStG insoweit aufgehoben. Die Berücksichtigung der Vorsorgepauschale erfolgt nur noch im Rahmen des Lohnsteuerverfahrens. Hierüber werden Vorsorgeaufwendungen (Beiträge zur Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung) in pauschalierter Form grundsätzlich in allen Steuerklassen und somit auch in V und VI berücksichtigt. Die arbeitslohnabhängige Vorsorgepauschale wird 2010 fortgeführt und auf 12 % erhöht. Außerdem wird die bisherige Begrenzung von 1.500 € auf 1.900 € für die Steuerklassen I, II; IV, V und VI erhöht. in der Steuerklasse III beträgt die Mindestvorsorgepauschale höchstens 3.000 €. 
	Ab 2010
	Bürgerentlastungsgesetz Krankenversicherung
vom 16.7.2009

	Kindergled, Kinderfreibetrag (1)
	§ 32 Abs. 4 EStG
	Die Höchstgrenze für Einkünfte und Bezüge volljähriger Kinder wird an den jeweils geltenden Grundfreibetrag angepasst. Damit steigt die Grenze ab 2010 auf 8.004 € an.
	Ab 2010
	Bürgerentlastungsgesetz Krankenversicherung
vom 16.7.2009

	Kindergled, Kinderfreibetrag (2)
	§§ 32 Abs. 4, 66 EStG
	Das Kindergeld steigt für jedes Kind um 20 € auf 184, 190 sowie 215 €. Der Kin-derfreibetrag steigt 2010 auf 4.488 € und der Freibetrag für den Betreuungs- und Ausbildungsbedarf auf 2.520 €. Insgesamt kommt es zu einem Anstieg um 984 € auf 7.008 €.
	Ab 2010
	Gesetz zur Beschleunigung des Wirtschaftswachstums
vom 18.12.2009

	Mietwohngebäude
	§ 7 Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 EStG
	Die degressive Abschreibung für Mietwohngebäude ist zum 1.1.2006 entfallen. Für vorherige Anschaffungen und Bauanträge gilt sie auch bei Objekten, die im EU- oder EWR-Raum gelegen sind. Dies wirkt sich je nach DBA-Re-gelung über die Einkünfte oder den Progressionsvorbehalt aus.
	Offene Fälle
	Gesetz zur Umsetzung steuerrechtlicher EU-Vorgaben sowie zur Änderung steuerlicher
Vorschriften
Kabinettsbeschluss
vom 16.12.2009

	Mitarbeiterkapitalbeteiligung
	§ 3 Nr. 39 EStG
	Die steuer- und sozialversicherungsfreie Überlassung von Mitarbeiterbeteiligungen von 360 € gilt auch, wenn Anteile am Unternehmen des Arbeitgebers oder an einem Mitarbeiterbeteiligungs-Sondervermögen auf bestehende oder künftige Lohnansprüche angerechnet werden. Ausreichend für die Steuerfreiheit ist, dass die Förderung allen Arbeit-nehmern offen steht, die mindestens ein Jahr im Betrieb beschäftigt sind.
	Seit 02.04.2009
	Gesetz zur Umsetzung steuerrechtlicher EU-Vorgaben sowie zur Änderung steuerlicher Vorschriften 
Kabinettsbeschluss
vom 16.12.2009

	Realsplitting
	§§ 10 Abs. 1 Nr. 1, 33a Abs. 1 EStG
	Die vom Unterhaltsverpflichteten tatsächlich geleisteten Beträge für die Kranken- und Pflegepflichtversicherung des Berechtigten werden über die jeweiligen Höchstbeträge von 13.805 bzw. 8.004 € hinaus abgezogen, sofern sie tatsächlich für eine entsprechende Absicherung des geschiedenen oder dauernd getrennt lebenden Ehegatten aufgewandt werden. Diese berücksichtigten Unterhaltsleistungen unterliegen beim Berechtigten der Besteuerung nach § 22 Nr. 1a EStG (Korrespondenzprinzip).
	Ab 2010
	Bürgerentlastungsgesetz Krankenversicherung
vom 16.7.2009
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